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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Auswirkungen das seit dem 1. Dezember 2023 geltende pauschale 
Pflugverbot aus ihrer Sicht auf die hiesige Landwirtschaft haben kann, das aus 
den Vorschriften zur Begrenzung von Wasser- und Winderosion (GLÖZ 5) 
zum Erosionsschutz resultiert;

2.  wie sie die Praktikabilität der neuen Standards für den guten landwirtschaft-
lichen und ökologischen Zustand von Flächen (GLÖZ) für die hiesige Land-
wirtschaft generell beurteilt, die Grundvoraussetzung für den Bezug von  
Direktzahlungen der ersten Säule, den Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 
sowie der Ausgleichszulage der zweiten Säule sind;

3.  inwieweit bereits abweichende Regelungen im Rahmen des landesseitigen Ge-
staltungsspielraums geschaffen wurden, um die Praktikabilität der Regelungen, 
insbesondere der Vorgaben aus GLÖZ 5 zu steigern;

4.  wie sie die Situation für die Landwirte beurteilt, soweit landesseitig ab-
weichende Regelungen, etwa zur rauen Winterfurche, zugunsten einer besseren 
Praktikabilität der Regelungen bisher ausgeblieben sind;

5.  wie sie die möglicherweise entstandene Rechtsunsicherheit für die Anbaupla-
nung 2024 beurteilt, soweit sich die Landwirte aktuell entscheiden müssen, 
entweder durch einen Verstoß gegen die Auflagen von GLÖZ 5 die vorge-
nannte Agrarförderung zu verlieren oder empfindliche Ertragseinbußen durch 
eine schlechte Bodenstruktur und Unkrautbesatz mangels situativ angepasster 
Bodenbearbeitung zu riskieren;
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 6.  wie sie die wirtschaftlichen Auswirkungen der Regelungen, insbesondere auf 
Betriebe im Ökolandbau, beurteilt, soweit ohne die Möglichkeit einer rauen 
Winterfurche das Anbaurisiko stark ansteigt, da Ertragseinbußen und erheb-
licher Mehraufwand bei der Bewirtschaftung wegen schlechter Bodenstruktur 
und Unkrautbesatz drohen;

 7.  inwieweit sie es als realistisches Risiko beurteilt, dass beträchtliche Ertrags-
einbußen drohen, da einige landwirtschaftliche Betriebe bei der geltenden 
Rechtslage große Teile ihrer Flächen nicht mehr oder nicht mehr wie vorge-
sehen nutzen können;

 8.  ob sie der Meinung ist, dass die im Merkblatt „Mindestpraktiken der Bo-
denbewirtschaftung zur Begrenzung von Erosion (GLÖZ 5)“ vorgesehenen 
Erosionsschutzmaßnahmen den notwendigen situativen Handlungsspielraum 
geben;

 9.  ob sie Nachbesserungen für die anspruchsvollen Kulturen Kartoffel, Gemüse 
und Rüben angehen will, die von der Möglichkeit der rauen Winterfurche vor 
frühen Sommerkulturen ausgenommen sind, obwohl gerade bei diesen Kultu-
ren die Pflugfurche zur Vorbereitung besonders wichtig ist;

10.  inwieweit sie weitere Nachbesserungen im Rahmen des landesseitigen Ge-
staltungsspielraums angehen will, insbesondere die Anerkennung praktikab-
ler Erosionsschutzmaßnahmen wie die Querbewirtschaftung und Querdämme 
(bei Reihenkulturen);

11.  welche abweichenden Regelungen nach ihrer Kenntnis in anderen Bundeslän-
dern geschaffen wurden, um die vorgenannten Anwendungsprobleme bei den 
neuen Standards für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand 
von Flächen (GLÖZ) zu mindern;

12.  warum bisher keine Regelungen analog zu den Regelungen in anderen Bun-
desländern geschaffen wurden, die beispielsweise die raue Winterfurche, ggf. 
unter Einhaltung von Bedingungen, ermöglichen;

13.  welche inhaltlichen Abstimmungsprozesse zwischen dem Ministerium für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft und dem Ministerium für Ernährung, 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz zu den GLÖZ-Regelungen und  
etwaigen landesspezifischen Ausnahmen stattfanden;

14.  inwieweit es zutrifft, dass die Ausbringung etwaiger Ausnahmen für das Land 
ausblieb, da sich die vorgenannten Ministerien nicht auf entsprechende Rege-
lungen einigen konnten;

15.  auf welche Weise sich der Ministerpräsident zwischenzeitlich dieser Angele-
genheit angenommen hat, wie er es im Rahmen eines Austauschs mit Land-
wirten am 19. Januar 2024 zugesagt hat.

24.1.2024

Heitlinger, Hoher, Fischer, Haußmann, Dr. Timm Kern, Weinmann, 
Bonath, Haag, Dr. Jung, Scheerer, Dr. Schweickert FDP/DVP
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B e g r ü n d u n g

Die neuen neun Standards für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen 
Zustand von Flächen (GLÖZ) im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
erscheinen zumindest teilweise für die Landwirte in Baden-Württemberg als nicht 
praktikabel. Die Einhaltung der Vorgaben ist aber Grundvoraussetzung für den 
Bezug von Direktzahlungen der ersten Säule, den Agrarumwelt- und Klimamaß-
nahmen sowie der Ausgleichszulage der zweiten Säule. Dieser Antrag soll klären, 
wie die Landesregierung die Praktikabilität für die hiesigen Landwirte herstel-
len will, denen ohne landesseitige Ausnahmeregelungen möglicherweise erheb-
liche Ertragseinbußen, beträchtlicher Mehraufwand bei der Bewirtschaftung der  
Flächen, der Verlust der Nutzbarkeit relevanter Flächen oder der Verlust öffent-
licher Förderung bei Nichteinhaltung der GLÖZ-Vorgaben drohen. In anderen 
Bundesländern wurden entsprechende Ausnahmen gestaltet, während hierzulande 
von einer Blockade zwischen den Häusern von Umweltministerin Walker und 
Landwirtschaftsminister Hauk medial berichtet wird, die derartige Regelungen 
bisher verhindert habe. Im Rahmen eines Austauschs mit Landwirten hat der Mi-
nisterpräsident nun zugesagt, sich dieser Angelegenheit anzunehmen.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 19. Februar 2024 Nr. 23-8221-1 nimmt das Ministerium für 
Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium und dem Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirt-
schaft zu dem Antrag wie folgt Stellung:

1.  welche Auswirkungen das seit dem 1. Dezember 2023 geltende pauschale 
Pflugverbot aus ihrer Sicht auf die hiesige Landwirtschaft haben kann, das aus 
den Vorschriften zur Begrenzung von Wasser- und Winderosion (GLÖZ 5) zum 
Erosionsschutz resultiert;

2.  wie sie die Praktikabilität der neuen Standards für den guten landwirtschaft-
lichen und ökologischen Zustand von Flächen (GLÖZ) für die hiesige Land-
wirtschaft generell beurteilt, die Grundvoraussetzung für den Bezug von  
Direktzahlungen der ersten Säule, den Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 
sowie der Ausgleichszulage der zweiten Säule sind;

Zu 1. und 2.:

Die Umsetzung eines pauschalen Pflugverbotes im Zeitraum 1. Dezember bis  
15. Februar ohne die Nutzung sogenannter „gleichwertiger Maßnahmen“, wie sie 
in Baden-Württemberg definiert wurden, hätte vielfältige negative Auswirkungen 
auf den Pflanzenbau, insbesondere in Bezug auf die Sommerkulturen.

Ohne Pflug nimmt der Unkrautdruck und der Befallsdruck durch Schadorganis-
men wie z. B. Schnecken zu, wenn keine geeigneten anderen Maßnahmen er-
griffen werden, was zu einem höheren Aufwand im Pflanzenschutz führen kann. 
Besonders betroffen wären z. B. Betriebe mit schweren Böden, Sonderkulturbe-
triebe, wie z. B. Gemüsebaubetriebe, und Betriebe des ökologischen Landbaus. 
Auf schweren Böden ist es ohne Winterfurche schwierig, ein geeignetes Saatbeet 
für empfindlichere Sommerkulturen herzustellen, zudem wird das Abtrocknen 
der Böden im Frühjahr verzögert. Im Gemüsebau gibt es, wie im ökologischen 
Landbau, nur für wenige Kulturen erste praxistaugliche Systeme mit reduzierter 
Bodenbearbeitung. 
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3.  inwieweit bereits abweichende Regelungen im Rahmen des landesseitigen Ge-
staltungsspielraums geschaffen wurden, um die Praktikabilität der Regelungen, 
insbesondere der Vorgaben aus GLÖZ 5 zu steigern;

Zu 3.:

Nach § 16 Absatz 2 ff. GAPKondV gilt bei der Bodenbearbeitung zur Begrenzung 
von Erosion (GLÖZ 5) grundsätzlich ein Pflugverbot zwischen 1. Dezember und 
15. Februar auf erosionsgefährdeten Flächen (KWasser1 und KWasser2).

Um den Pflugeinsatz weiterhin zu ermöglichen, wird in der neuen Förderperiode 
den Ländern die Möglichkeit eingeräumt, für die erosionsgefährdeten Flächen er-
gänzende Maßnahmen zum Erosionsschutz durch Rechtsverordnung zu erlassen. 
Gemäß § 16 Absatz 5 GAPKondV ist der Erlass einer solchen Rechtsverordnung 
möglich, um in bestimmten Gebieten den witterungsbedingten Besonderheiten, 
den besonderen Anforderungen bestimmter Kulturen und den besonderen Erfor-
dernissen des Pflanzenschutzes Rechnung zu tragen. Davon macht Baden-Würt-
temberg Gebrauch.

Deshalb wird in Baden-Württemberg der Pflugeinsatz auf den ausgewiesenen 
erosionsgefährdeten Standorten weiterhin ermöglicht werden, sofern der Bewirt-
schafter im Gegenzug gleichwertige Maßnahmen zum Erosionsschutz auf dem 
jeweiligen Schlag umsetzt. Die rechtliche Grundlage wird die Erosionsschutzver-
ordnung des Landes sein.

4.  wie sie die Situation für die Landwirte beurteilt, soweit landesseitig ab-
weichende Regelungen, etwa zur rauen Winterfurche, zugunsten einer besseren 
Praktikabilität der Regelungen bisher ausgeblieben sind;

Zu 4.:

Bereits im August 2023 hat das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz (MLR) die Praxis darüber informiert, dass im Zeitraum 
vom 1. Dezember bis 15. Februar auf erosionsgefährdeten Flächen der Pflugein-
satz bei Bewirtschaftung quer zum Hang in Verbindung mit einer zusätzlichen 
Maßnahme wie der Anlage von Erosionsschutzstreifen oder der Anlage einer 
Pflugfurche mit nachfolgender Sommerkultur möglich sein wird. 

5.  wie sie die möglicherweise entstandene Rechtsunsicherheit für die Anbaupla-
nung 2024 beurteilt, soweit sich die Landwirte aktuell entscheiden müssen, ent-
weder durch einen Verstoß gegen die Auflagen von GLÖZ 5 die vorgenannte Agrar-
förderung zu verlieren oder empfindliche Ertragseinbußen durch eine schlechte 
Bodenstruktur und Unkrautbesatz mangels situativ angepasster Bodenbearbei-
tung zu riskieren;

Zu 5.:

Die für die Anbauplanung 2024 erforderlichen Eckwerte wurden rechtzeitig im 
Sommer 2023 kommuniziert. Weitere Details, die für die Bestellung der Sommer-
kulturen relevant sind, wurden mit entsprechendem Merkblatt Ende Januar 2024 
veröffentlicht.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 6157

5

6.  wie sie die wirtschaftlichen Auswirkungen der Regelungen, insbesondere auf 
Betriebe im Ökolandbau, beurteilt, soweit ohne die Möglichkeit einer rauen 
Winterfurche das Anbaurisiko stark ansteigt, da Ertragseinbußen und erheb-
licher Mehraufwand bei der Bewirtschaftung wegen schlechter Bodenstruktur 
und Unkrautbesatz drohen;

Zu 6.:

Weil durch die ermöglichten gleichwertigen Erosionsschutzmaßnahmen der Pflug-
einsatz auf erosionsgefährdeten Schlägen auch im Verbotszeitraum möglich ist, 
relativiert sich das Ertragsrisiko im ökologischen Landbau (vgl. Ziffer 7).

7.  inwieweit sie es als realistisches Risiko beurteilt, dass beträchtliche Ertrags-
einbußen drohen, da einige landwirtschaftliche Betriebe bei der geltenden 
Rechtslage große Teile ihrer Flächen nicht mehr oder nicht mehr wie vorge-
sehen nutzen können;

Zu 7.:

Es ist nicht zu erwarten, dass für Ackerbaubetriebe insgesamt relevante Ertrags-
einbußen drohen, da zum einen die Verfahren der reduzierten Bodenbearbeitung 
im konventionellen Ackerbau ein gutes Ertragsniveau erzielen können und zum 
anderen weiterhin in Verbindung mit gleichwertigen Erosionsschutzmaßnahmen 
ein Pflugeinsatz möglich ist.

8.  ob sie der Meinung ist, dass die im Merkblatt „Mindestpraktiken der Bodenbe-
wirtschaftung zur Begrenzung von Erosion (GLÖZ 5)“ vorgesehenen Erosions-
schutzmaßnahmen den notwendigen situativen Handlungsspielraum geben;

Zu 8.:

Wie im Merkblatt dargestellt, wurde für Gebiete mit niedriger Erosionsgefähr-
dung (KWasser1) eine praktikable Lösung gefunden. Hier wird die Bewirtschaftung 
quer zum Hang als eigenständige Maßnahme gelten. Für die Gebiete mit hoher 
Erosionsgefährdung (KWasser2) ist die Bewirtschaftung quer zum Hang in Verbin-
dung mit einer weiteren Maßnahme vorgegeben, z. B. der Anlage von Erosions-
schutzstreifen. Für den Erosionsschutzstreifen gilt eine Mindestschlaggröße von 
0,6 ha und die Mindestbreite wurde auf 6 m herabgesetzt. Außerdem ist festzuhal-
ten, dass der Einsatz von Grubber, Scheibenegge und Fräse nicht eingeschränkt 
ist. Insofern besteht entsprechender situativer Handlungsspielraum.

 9.  ob sie Nachbesserungen für die anspruchsvollen Kulturen Kartoffel, Gemüse 
und Rüben angehen will, die von der Möglichkeit der rauen Winterfurche vor 
frühen Sommerkulturen ausgenommen sind, obwohl gerade bei diesen Kultu-
ren die Pflugfurche zur Vorbereitung besonders wichtig ist;

10.  inwieweit sie weitere Nachbesserungen im Rahmen des landesseitigen Ge-
staltungsspielraums angehen will, insbesondere die Anerkennung praktikab-
ler Erosionsschutzmaßnahmen wie die Querbewirtschaftung und Querdämme 
(bei Reihenkulturen);

Zu 9. und 10.:

Die Kulturen Kartoffel, Gemüse und Rüben sind bereits nicht mehr als „späte 
Kulturen“ definiert. Außerdem wurde für Erosionsschutzstreifen eine Mindest-
schlaggröße festgelegt. Vergleiche im Übrigen Ziffer 8.
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11.  welche abweichenden Regelungen nach ihrer Kenntnis in anderen Bundeslän-
dern geschaffen wurden, um die vorgenannten Anwendungsprobleme bei den 
neuen Standards für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand 
von Flächen (GLÖZ) zu mindern;

Zu 11.:

Gleichwertige Erosionsschutzmaßnahmen sind, wie in folgender Tabelle darge-
stellt, z. B. auch in den benachbarten Ländern Bayern und Rheinland-Pfalz vor-
gesehen.

12.  warum bisher keine Regelungen analog zu den Regelungen in anderen Bun-
desländern geschaffen wurden, die beispielsweise die raue Winterfurche, ggf. 
unter Einhaltung von Bedingungen, ermöglichen;

13.  welche inhaltlichen Abstimmungsprozesse zwischen dem Ministerium für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft und dem Ministerium für Ernährung, 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz zu den GLÖZ-Regelungen und et-
waigen landesspezifischen Ausnahmen stattfanden;

14.  inwieweit es zutrifft, dass die Ausbringung etwaiger Ausnahmen für das Land 
ausblieb, da sich die vorgenannten Ministerien nicht auf entsprechende Rege-
lungen einigen konnten;

Zu 12., 13. und 14.:

Wie auch in anderen Ländern, war es auch für Baden-Württemberg von Anfang 
an klar, dass entsprechende „gleichwertige Erosionsschutzmaßnahmen“ definiert 
werden. Mit der Veröffentlichung eines Infoblatts im August 2023 wurden die 
Betriebe über den Sachstand zu GLÖZ 5 informiert und hatten somit Planungs-
sicherheit. Die Praxis und die Verbände hatten im Nachgang weiteren Gesprächs-
bedarf, deshalb wurden die bis dato erzielten Ergebnisse in enger Abstimmung 
der beteiligten Ministerien nochmals in wenigen Details angepasst.
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15.  auf welche Weise sich der Ministerpräsident zwischenzeitlich dieser Angele-
genheit angenommen hat, wie er es im Rahmen eines Austauschs mit Land-
wirten am 19. Januar 2024 zugesagt hat.

Zu 15.:

Herr Ministerpräsident hat sich im Rahmen des Gesprächs mit Landwirten am 
19. Januar 2024 über GLÖZ 5 informiert und eine möglichst pragmatische Um-
setzung herbeigeführt. 

Hauk
Minister für Ernährung, Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz
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